
VIII . ZUSAMMENFASSUNG

1. Das Kontokorrent ist in den §§ 355 – 357 HGB nur l�ckenhaft
geregelt. Deshalb muss erg�nzend auf allg Vorschriften zur�ck-
gegriffen werden. Dem Kontokorrent liegen vier verschiedene
Rechtsgesch�fte zu Grunde: Dauernde Gesch�ftsverbindung,
Kontokorrentabrede, Verrechnung, Feststellung.

2. Die Verrechnung vollzieht sich grds im Wege einer verh�lt-
nism�ßigen Gesamtaufrechnung, weshalb der Saldo vor seiner
Feststellung die Summe der einzelnen Forderungsreste darstellt.
Durch die Feststellung kommt es zu einer Novation, bei welcher
die kausale Saldoforderung (als Ergebnis der Verrechnung)

durch eine abstrakte Saldoforderung (§ 781 BGB) ersetzt wird
und hierdurch endg�ltig erlischt; eine Ausnahme kann sich im
Insolvenzverfahren bei der Ersatzaussonderung ergeben.

3. �ber § 357 HGB kann beim Periodenkontokorrent aus-
nahmsweise ein Vollstreckungszugriff w�hrend der laufenden
Rechnungsperiode erfolgen. Gepf�ndet wird dann ein fiktiver
Saldo.

4. Wichtigste Erscheinungsform des Kontokorrents ist das Giro-
konto. Dabei handelt es sich um ein Periodenkontokorrent. Aus
dem Girovertrag folgt aber idR ein Verf�gungsrecht des Kontoin-
habers �ber den jeweiligen Tagessaldo; dieser muss streng vom
periodischen Abschlusssaldo getrennt werden.
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n SACHVERHALT

Die S Immobilien GmbH (S-GmbH) vermittelt m�blierte Wohnungen gegen Provision. Die B wohnt
in X-Stadt und suchte f�r drei Monate eine Wohnung in Y-Stadt, weil sie dort f�r diesen Zeitraum
ein Praktikum absolvierte. Im September 2004 erteilte die B der S-GmbH einen Vermittlungsauftrag
zum Abschluss eines Wohnraummietvertrages. In dem Vermittlungsauftrag und den einbezogenen
allgemeinen Gesch�ftsbedingungen der S-GmbH ist vereinbart (Ziffer 1 der AGB), dass bei einer
Mietdauer bis zu 3 Monaten 60 % einer Monatsmiete zzgl Umsatzsteuer als Provision anfallen. Es
sind 200 % einer Monatsmiete zzgl der Umsatzsteuer zu zahlen, wenn 14 Tage nach Rechnungs-
stellung der Provision kein Zahlungseingang zu verzeichnen ist oder ein gerichtliches Verfahren
eingeleitet werden muss (Ziffer 2 der AGB).

Die S-GmbH bot der B eine von der Vermieterin V zu vermietende Wohnung im Haus F�rs-
tenbergstraße 12 in Y-Stadt an, in dem sich vier Mietwohnungen befinden. Unter Ab�nderung des
von der S-GmbH entworfenen zeitlich befristeten Mietvertrages schloss die B mit der V einen
Mietvertrag �ber diese Wohnung, befristet vom 1. 11. 2004 bis zum 31. 1. 2005. Entgegen der
Mietzinsvereinbarung im Entwurf der S-GmbH, dass der Mietzins inklusive Nebenkosten 1 700 E

betr�gt, vereinbarte die B mit der V, dass der Nettomietzins 1 300 E betr�gt und 400 E f�r
Betriebskosten sowie s�mtliche Strom- und Heizungskosten anfallen, wobei eine spezifizierte
Abrechnung ausgeschlossen wird. Sch�nheitsreparaturen hat nach dem Vertrag der Vermieter
auszuf�hren.

Mit Schreiben vom 21. 10. 2004 stellte die S-GmbH der B f�r die Wohnungsvermittlung
1 183,20 E (60 % von 1 700 E nebst Umsatzsteuer) in Rechnung. Die B verweigerte die Zahlung,
weil die Berechnungsgrundlage der S-GmbH (1 700 E Mietzins) falsch sei. Am 4. 11. 2004 stellte die
S-GmbH der B 3 944 E (2 Monatsmieten � 1 700 E nebst Umsatzsteuer) in Rechnung. Die B zahlte
nicht.

Die S-GmbH erhebt daher Klage gegen B auf Zahlung von 3 944 E beim �rtlich zust�ndigen
Amtsgericht. Hilfsweise begehrt sie Zahlung von 1 183,20 E.

Sie ist der Ansicht, f�r die Berechnung der Maklerprovision komme es auf die Bruttomietver-
einbarung (1 700 E) an.

B ist der Ansicht, die Rechnung vom 21. 10. 2004 sei fehlerhaft, weil die S-GmbH f�lschlich
von einer Berechnungsgrundlage von 1 700 E ausgehe. Ohne ordnungsgem�ße Rechnung sei
die Forderung der S-GmbH nicht f�llig. Nach dem Wohnungsvermittlungsgesetz sei Berech-
nungsgrundlage f�r die Vermittlungsprovision die Nettomiete. Dies ergebe sich auch aus einem
R�ckschluss aus § 551 BGB, der im Vergleich zur entsprechenden Norm vor der Mietrechts-
reform ge�ndert worden sei. Die Regelung im Mietvertrag, dass �ber die Betriebskosten nicht
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abgerechnet werden soll, verstoße gegen §§ 2 und 6 der Verordnung �ber die verbrauchs-
abh�ngige Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten (Verordnung �ber Heizkostenabrech-
nung – HeizkostenV), nach denen jedenfalls die Heizkosten (W�rme und Warmwasser) durch
den Vermieter zumindest anteilig zwingend nach dem Verbrauch zu erfassen und umzulegen
sind. Zweifel der Auslegung der allgemeinen Gesch�ftsbedingungen der S-GmbH bez�glich des
verwendeten Wortes »Monatsmiete« gingen zu deren Lasten.

1. Wie wird das Amtsgericht entscheiden?

Bearbeitervermerk:
§ 1 III WoVermittG und § 11 HeizkV sind nicht einschl�gig.

§§ 535 ff BGB in der bis zum 31. 8. 2001 geltenden Fassung sind im Sch�nfeldererg�nzungs-
band unter Nr 30 (BGB/MietR) abgedruckt. Die HeizkostenV findet sich im Sch�nfeldererg�nzungs-
band Nr 30 c.

Es ist auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen – ggf in einem Hilfsgutachten – einzugehen. Bei
Einzug in die Wohnung stellte die B fest, dass die Toilettensp�lung nicht funktionierte und nach
dem Bet�tigen Wasser f�r ca 30 Sekunden nachlief. Sie wies die V Mitte der ersten Woche darauf
hin. Da die V in der ersten Woche wegen einer Erkrankung unt�tig blieb, beauftragte die B den
Installateur I in der zweiten Woche mit der Instandsetzung. I stellte der B f�r die Arbeiten insg
170 E in Rechnung.

2. Kann die B nach erfolgter Zahlung an I von der V die 170 E ersetzt verlangen?

n L�SUNG

1. Frage

A) Zul�ssigkeit

Die von der S-GmbH erhobene Klage ist zul�ssig. Das Amtsgericht ist gem §§ 23 Nr 1, 71 I GVG
sachlich zust�ndig. Der Sachverhalt unterstellt die �rtliche Zust�ndigkeit des angerufenen Ge-
richts.

Hinweis: Weitere anzusprechende Probleme sind nicht ersichtlich.

B) Begr�ndetheit

I. Anspruch auf 3 944 E.

Die Klage ist begr�ndet, wenn die S-GmbH gegen die B einen Anspruch auf Zahlung von 3 944 E

hat.
Ein Anspruch der S-GmbH gegen die B auf Zahlung von 3 944 E k�nnte gem § 286 BGB iVm

Ziffer 2 der Allgemeinen Gesch�ftsbedingungen iVm § 652 BGB bestehen.
Verzug/Vertragsstrafe nach
AGB

Nach Ziffer 2 der vereinbarten Allgemeinen Gesch�ftsbedingungen tritt an die Stelle der
vereinbarten Provisionss�tze 200 % einer Monatsmiete zzgl der gesetzlichen Umsatzsteuer,
wenn 14 Tage nach Rechnungsstellung kein Zahlungseingang zu verzeichnen ist oder ein gericht-
liches Verfahren eingeleitet werden muss.

Fraglich ist, ob diese vereinbarte allgemeine Gesch�ftsbedingung (§ 305 I, II BGB) wirksam ist.
Ziffer 2 d�rfte gegen § 309 Nr 6 BGB verstoßen, weil die Verwenderin sich f�r den Fall des
Zahlungsverzuges eine Zahlung, die als Vertragsstrafe auszulegen ist, weil eine Schadensersatz-
pauschale iSd § 309 Nr 5 lit a) BGB wegen fehlender Anhaltspunkte f�r einen derartigen Schaden
fernliegend ist, versprechen l�sst.

Wirksamkeit der AGB

Die Voraussetzungen des Verzugs liegen dem Grunde nach vor: Mit Rechnung vom 21. 10. 2004
stellte die S-GmbH der B f�r die bis zum 31. 1. 2005 vermittelte Wohnung 1 183,20 E (60 % von
1 700 E nebst Umsatzsteuer) in Rechnung. Die B verweigerte die Erf�llung und zahlte bisher nicht.
Einer Mahnung bedurfte es nicht (§ 286 II Nr 1, 2 BGB).

Verzug

Fraglich ist allein, ob die von der S-GmbH zu Grunde gelegte Monatsmiete von 1 700 E fehler-
frei und damit die Rechnung f�lligkeitsausl�send ist. Nach wohl richtigem Verst�ndnis ist die
Rechnung der S-GmbH fehlerfrei und basiert auf einer richtigen Berechnungsgrundlage (siehe u),
so dass die B durch ihre bewusste Nichtzahlung (§ 286 IV BGB) in Verzug geriet. Jedoch tr�gt die
S-GmbH keinen Verzugsschaden in der geltend gemachten H�he schl�ssig vor.

Schadensh�he/Schl�ssigkeit
des Vortrags
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